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Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zur Erklärung der Bundesregierung über die Ergebnisse des Europäischen Rates 
und der Gespräche in Washington 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Ergebnisse des Europäischen Rates in Brüssel am 11./12. 
Februar 1988 weisen aus, wie dominant inzwischen die Agrar-
ausgaben im EG-Haushalt geworden sind. Mit Enttäuschung 
und großer Sorge haben die von der Montankrise betroffenen 
Arbeitnehmer und Bürger der Montanregionen zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß der Europäische Rat nicht bereit war, die 
aus der sich dramatisch zuspitzenden Krisensituation erforder-
lichen Konsequenzen auf europäischer Ebene zu ziehen. Des-
halb war die am 24. Februar 1988 durchgeführte Montankon-
ferenz beim Bundeskanzler ein richtiger Schritt, auf nationaler 
Ebene Lösungen voranzutreiben. Ihre Ergebnisse zeigen, daß 
alle Beteiligten bereit sind, für eine gute Zukunft der Montan-
regionen einzutreten. 

Viele haben zum Gelingen dieser ersten Montankonferenz 
beim Bundeskanzler beigetragen. Dazu gehören auch die 
Stahlarbeiter und Bürger aus Rheinhausen, die in Solidarität 
mit allen Arbeitnehmern dieser Region für ihr Werk und um 
neue Chancen für sich und die nachwachsenden Generationen 
kämpfen. 

Die Montanregionen an Rhein, Ruhr und im Siegerland ver-
fügen über eine gute industrielle Basis und eine hochentwik-
kelte Infrastruktur. Sie bieten damit alle Voraussetzungen 
dafür, die bereits eingeleitete Entwicklung zu Regionen mit 
modernen Industrie- und Dienstleistungszentren erfolgreich 
fortzuführen. 

Jetzt kommt es darauf an, die Ergebnisse der Montankonferenz 
so unbürokratisch, so schnell und so wirkungsvoll wie möglich 
umzusetzen. 

Die Ergebnisse vom 24. Februar 1988 können aber nur ein 
erster Schritt gewesen sein. Sie müssen ergänzt werden um 
weitere Initiativen und Beiträge der Bundesregierung 
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II. Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregierung. auf, ins-
besondere 

1. massiv für die Aufrechterhaltung des bisherigen EG-Pro-
duktionsquotensystems für mindestens drei weitere Jahre 
einzutreten und durch die Einberufung eines nationalen 
Stahlausschusses zur Sicherung der nationalen Stahlbasis 
beizutragen, 

2. am Jahrhundertvertrag festzuhalten, den Verstromungs-
anteil der Kohle zu sichern und mit dem Verstromungsge-
setz (Kohlepfennig) für die nötige finanzielle Flankierung zu 
sorgen, 

3. mit Finanzhilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 GG die „Zu-
kunftsinitiative Montanregionen" des Landes Nordrhein

-

Westfalen zu unterstützen und so Maßnahmen für Innova-
tion und Technologie, Infrastruktur und Revitalisierung von 
Industriebrachen und die zukunftsorientierte Qualifikation 
von Arbeitnehmern zu fördern, 

4. sich bei den Unterzeichnern für die Einhaltung der „Frank-
furter Vereinbarung" einzusetzen und damit auch die Ein-
richtung von Beschäftigungsgesellschaften durch die Unter-
nehmen zu befürworten, 

5. auch alle weiteren Möglichkeiten sinnvoller Beschäfti-
gungsbrücken für die Zeit der Strukturkrise zu unterstützen, 

6. die Investitionskraft der Kommunen durch Entlastung von 
den Sozialhilfekosten wesentlich zu stärken und so die Vor-
aussetzungen zu schaffen für kommunale Entwicklungs-
maßnahmen, 

7. den Anteil des Landes Nordrhein-Westfalen an den Kosten 
der Kokskohlenbeihile deutlich zu senken. 

Der Deutsche Bundestag geht im übrigen davon aus, daß in Kürze 
auch für die Montanregionen außerhalb Nordrhein-Westfalens 
vergleichbare Zusagen gemacht werden. 

Bonn, den 25. Februar 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 


